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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Referentenentwurf für ein Kreditzweitmarktgesetz 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 20. Juli 2023 den 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Förderung geordneter Kreditzweitmärkte 
und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2167 über Kreditdienstleister und 
Kreditkäufer (Kreditzweitmarktgesetz) veröffentlicht. 

Hintergrund 

Hohe Bestände notleidender Kredite („Non-performing loans“, NPLs) in den 
Bilanzen der europäischen Banken stellten in den Jahren nach der Finanzkrise 
ein zentrales Hindernis für eine schnelle Erholung von Finanz- und Realwirtschaft 
dar. Dringend benötige Mittel zur Vergabe von neuen Krediten wurden durch 
hohe NPL-Bestände gebunden. 
 
Mit der Richtlinie über Kreditdienstleister und Kreditkäufer sollen sowohl der 
europäische Markt für NPL-Verkäufe und die Handlungsoptionen für Banken als 
auch der Schutz von Verbrauchern und Verbraucherinnen und anderen 
Kreditnehmern gestärkt und europäisch harmonisiert werden. Dies dient letztlich 
der Vertiefung der Banken- und Kapitalmarktunion sowie der Reduzierung von 
Risiken durch notleidende Kredite für die Stabilität des Wirtschaftssystems. 
 
Das vorliegende Gesetz soll die Richtlinie in deutsches Recht umsetzen. Dabei ist 
es der Bundesregierung ein Anliegen, die Vorgaben bürokratiearm und mit 
möglichst wenigen Belastungen gerade für kleine und mittlere Unternehmen 
umzusetzen, während der Verbraucherschutz optimal gewährleistet bleibt. 

Fundstelle 

BMF, RefE vom 20. Juli 2023 sowie die dazugehörigen Anlagen.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/20_Legislaturperiode/2023-07-20-Kreditzweitmarktgesetz/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/20_Legislaturperiode/2023-07-20-Kreditzweitmarktgesetz/2-Anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 17. August 2023 

 
 
Nach ständiger Rechtsprechung setzt die Annahme einer 
Betriebsstätte gemäß § 12 Satz 1 der Abgabenordnung eine 
Geschäftseinrichtung oder Anlage mit einer festen Beziehung zur 
Erdoberfläche voraus, die von einer gewissen Dauer ist, der 
Tätigkeit des Unternehmens dient und über die der Steuerpflichtige 
eine nicht nur vorübergehende Verfügungsmacht hat. Diesen 
Anforderungen, die auch für den abkommensrechtlichen Begriff der 
Betriebsstätte/festen Einrichtung prägend sind, wird entsprochen, 
wenn dem Dienstleistenden im Zusammenhang mit der Erbringung 
der Dienstleistung personenbeschränkte Nutzungsstrukturen an 
ortsbezogenen Geschäftseinrichtungen zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
Zum Urteil 
 
 
Zinsen aus Darlehen eines Steuerpflichtigen an eine ausländische 
Kapitalgesellschaft, an der er mittelbar zu mindestens 10 % 
beteiligt ist, sind gemäß § 32d Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 Buchst. b Satz 2 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) in der bis zur Änderung 
durch das Jahressteuergesetz 2020 geltenden Fassung aus dem 
Anwendungsbereich des gesonderten Tarifs für Kapitaleinkünfte 
nach § 32d Abs. 1 EStG ausgeschlossen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung des BFH 034/23. 
 
 
 
 
 
 
Ausschüttbare Erträge eines Investmentvermögens aus den in § 1 
Abs. 3 Satz 2 InvStG 2004 genannten Einnahmearten, die nach 
dem Ausschüttungsbeschluss für eine Ausschüttung nicht 
verwendet werden, können vor Einführung von § 3a InvStG 2004 
i.d.F. des AIFM-Steuer-Anpassungsgesetzes nicht zur Vermeidung 
einer Substanzausschüttung als ausgeschüttete oder 
ausschüttungsgleiche Erträge behandelt werden (entgegen 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 18.08.2009, 
BStBl I 2009, 931, Rz 16). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil I R 47/20: 
Betriebsstätte/feste 
Einrichtung im 
Dienstleistungsbereich 
 
 
 
 
 
 
 
7. Juni 2023 
 

Beschluss VIII R 
15/21: Ausschluss des 
Abgeltungsteuertarifs 
bei Gesellschafter-
fremdfinanzierung 
einer im Ausland 
ansässigen 
Kapitalgesellschaft 
 
 
 
27. Juni 2023 
 

 

 
Urteil VIII R 3/19: Freie 
Verwendungsent-
scheidung eines 
Investmentfonds vor 
der Einführung von § 
3a des Investment-
steuergesetzes 2004 
(InvStG 2004) 
 
 
 
23. Mai 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310157/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/kein-abgeltungsteuertarif-bei-gesellschafterfremdfinanzierung-einer-im-ausland-ansaessigen-kapitalgesellschaft/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310156/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil IX R 25/21: Haftung für Lohnsteuer - Zufluss von Arbeitslohn bei 
Wertguthaben 
3. Mai 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil V R 22/21: Keine Lieferung dezentral verbrauchten Stroms 
11. Mai 2023 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Gewinnerzielungsabsicht bei den Einkünften aus § 17 EStG und 
Gestaltungsmissbrauch bei gezielter Herbeiführung von 
Veräußerungsverlusten 
Die auch bei den Einkünften aus § 17 EStG erforderliche 
Gewinnerzielungsabsicht muss sich auf die gesamte Beteiligung des 
Steuerpflichtigen an der Kapitalgesellschaft beziehen. Eine auf den einzelnen 
veräußerten Geschäftsanteil bezogene Betrachtung ist ausgeschlossen. Die 
gezielte Herbeiführung eines Verlusts durch die Veräußerung eines GmbH-
Geschäftsanteils, dessen Anschaffungskosten aufgrund eines Aufgelds seinen 
Verkehrswert übersteigen, ist nicht ohne Weiteres rechtsmissbräuchlich i.S. von § 
42 der Abgabenordnung. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin gründete im November 2015 als Alleingesellschafterin die A-GmbH 
(GmbH). Deren Geschäftsgegenstand ist der Erwerb und die Verwaltung von 
Immobilien. Das Stammkapital betrug zunächst 25.000 €. Es war eingeteilt in 25 
000 Geschäftsanteile im Nennbetrag von jeweils 1 € (Nr. 1 bis 25 000). 
Mitte Dezember 2015 beschloss die Gesellschafterversammlung der GmbH eine 
Kapitalerhöhung um 1.000 €. Hierzu schuf sie einen weiteren Geschäftsanteil im 
Nennbetrag von 1.000 € (Nr. 25 001). Auch diesen Geschäftsanteil übernahm die 
Klägerin. Beschlussgemäß zahlte sie hierfür neben dem Nennbetrag ein Aufgeld 
von 500.000 € in die freie Kapitalrücklage der GmbH. 
Am 28.12.2015 veräußerte die Klägerin 300 Geschäftsanteile im Nennwert von je 
1 € (Nr. 24 701 bis 25 000) sowie den neuen Geschäftsanteil Nr. 25 001 zum 
Kaufpreis von 26.300 € an den Kläger, der fortan zu 5 % am Kapital der GmbH 
beteiligt war. 
In der Einkommensteuererklärung für das Streitjahr erklärte die Klägerin aus der 
Veräußerung der GmbH-Geschäftsanteile einen gemäß § 17 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) zu berücksichtigenden Verlust. 
Den aus der Veräußerung des neu geschaffenen Geschäftsanteils Nr. 25 001 
herrührenden Verlust erkannte das Finanzamt nicht an. In Anbetracht der hohen 
Anschaffungskosten (1.000 € Nennwert zuzüglich 500.000 € Aufgeld) habe es der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310155/
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Klägerin insoweit an einer Gewinnerzielungsabsicht gefehlt. Aus der Veräußerung 
der Anteile der Nr. 24 701 bis 25 000 ermittelte das Finanzamt dagegen einen 
nach § 17 EStG zu besteuernden Gewinn. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, dass die am 28.12.2015 erfolgte 
Veräußerung von Geschäftsanteilen an der GmbH zu Einkünften aus 
Gewerbebetrieb gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG führte. Der hieraus resultierende 
Verlust betrug 475.000 € und war nach Maßgabe des Teileinkünfteverfahrens mit 
285.000 € anzusetzen. Ein Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten des Rechts 
lag nicht vor. 
An einer Gewinnerzielungsabsicht fehlt es (nur), wenn konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass aufgrund der individuellen Verhältnisse der 
Kapitalgesellschaft und/oder ihrer Gesellschafter auch langfristig mit positiven 
Einkünften nicht zu rechnen ist oder dass rein persönliche Gesichtspunkte -wie 
freundschaftliche oder verwandtschaftliche Beziehungen- für die Beteiligung des 
Steuerpflichtigen bestimmend waren (BFH, Urteil vom 02.05.2001, VIII R 32/00, 
BStBl II 2001, 668, unter 1., m.w.N.). 
Die auch bei den Einkünften aus § 17 EStG erforderliche 
Gewinnerzielungsabsicht muss sich auf die gesamte Beteiligung des 
Steuerpflichtigen an der Kapitalgesellschaft beziehen. 
Eine auf den einzelnen veräußerten Geschäftsanteil bezogene Betrachtung ist 
ausgeschlossen. Dem Wortlaut des § 17 EStG sind hierfür keine durchgreifenden 
Anhaltspunkte zu entnehmen. Steuersystematische Erwägungen gebieten es 
vielmehr, die Gewinnerzielungsabsicht an der gesamten Beteiligung des 
Steuerpflichtigen zu messen. 
Das für einen bestimmten Geschäftsanteil gezahlte Aufgeld (Agio) erhöht die 
Anschaffungskosten dieses Anteils, auch wenn die Summe aus dem Nennbetrag 
und dem Agio den Verkehrswert des Anteils übersteigt (sog. Überpari-Emission; 
Anschluss an das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 27.05.2009, I R 53/08). Das 
gilt jedenfalls für Veräußerungen bis zum 31.07.2019. 
Die gezielte Herbeiführung eines Verlusts durch die Veräußerung eines GmbH-
Geschäftsanteils, dessen Anschaffungskosten aufgrund eines Aufgelds seinen 
Verkehrswert übersteigen, ist nicht ohne Weiteres rechtsmissbräuchlich i.S. von § 
42 der Abgabenordnung. 
Zum einen unterliegt es der Disposition des Steuerpflichtigen, 
Veräußerungsgeschäfte so zu gestalten, dass er sich steuerlich möglichst günstig 
steht. Dies schließt die Freiheit ein, der Gesellschaft Kapital in einer steuerlich 
vorteilhaften Weise zuzuführen. So war die Klägerin weder verpflichtet, die GmbH 
von vornherein mit einem höheren Stammkapital auszustatten noch eine 
Zuzahlung in die Kapitalrücklage gemäß § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB zu leisten, die 
sich auf sämtliche Geschäftsanteile verteilt hätte. 
Zum anderen ist geklärt, dass der Steuerpflichtige selbst entscheiden kann, 
welchen Geschäftsanteil seiner Beteiligung er veräußert (BFH, Urteil vom 
10.10.1978, VIII R 126/75, BStBl II 1979, 77, unter 2.a). Dies gilt unabhängig 
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davon, ob die Veräußerung an einen fremden Dritten oder an einen nahen 
Angehörigen erfolgt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 3. Mai 2023 (IX R 12/22), veröffentlicht am 10. August 2023. 
 
Zur Aufteilung des Gewinns aus dem Betrieb eines Rohrfernleitungsnetzes 
auf in- und ausländische Betriebsstätten 
Das Finanzgericht Düsseldorf hat in zwei aktuellen Urteilen zur Aufteilung des 
Gewinns aus dem Betrieb eines Rohrfernleitungsnetzes auf in- und ausländische 
Betriebsstätten entschieden. 
Sachverhalt 
Das Finanzgericht Düsseldorf hatte verschiedene Methoden der Gewinnverteilung 
zu beurteilen: 
Die Klägerin betreibt ein Netz aus Rohrleitungen zum Transport von Gütern. Das 
Rohrleitungsnetz verläuft durch Deutschland, Belgien und die Niederlande. Die 
Verwaltungszentrale der Klägerin befand sich im Streitjahr in Deutschland. Die 
operative Steuerung der Rohrleitung erfolgt durch eine in den Niederlanden 
belegene "Betriebszentrale". 
Im Rahmen einer Betriebsprüfung bestimmte das beklagte Finanzamt den auf die 
Niederlande und Belgien entfallenden Gewinnanteil danach, welche Einkünfte - 
isoliert betrachtet - bei einer unmittelbaren Nutzung (Vermietung) der Rohrleitung 
erzielt worden wären. Im weiteren Verfahren argumentierte das Finanzamt, dass 
die Aufteilung der Einkünfte nach der direkten Methode zu erfolgen habe, weil das 
Stammhaus und die sonstigen Betriebsstätten in Form der Rohrleitungen 
unterschiedliche Funktionen ausübten. 
Dagegen war die Klägerin der Ansicht, dass eine nach dem Umsatzschlüssel 
(indirekte Methode) vorgenommene Gewinnaufteilung sachgerecht sei. Dazu 
ordnete sie den einzelnen Leitungsabschnitten u.a. Erlöse aus 
Durchleitungsgebühren sowie Einzel- und Gemeinkosten zu. 
Richterliche Entscheidung 
Das Finanzgericht Düsseldorf gab der Klage statt. 
Die vom Finanzamt vorgenommene Gewinnverteilung entspreche nicht den 
Vorgaben der Doppelbesteuerungsabkommen. Danach hänge die Aufteilung des 
Gesamtgewinns auf die betroffenen Länder allein davon ab, welchen Gewinn die 
beiden ausländischen Betriebsstätten erzielt hätten, wenn sie die zu ihrem 
Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsgüter - d.h. die durch Belgien bzw. die 
Niederlande verlaufenden Teile der Rohrleitungen - als eigenständige 
Unternehmen bewirtschaftet hätten. 
Sachgerecht sei deshalb eine Aufteilung, die sich daran orientiere, mit welchem 
Teil der Rohrleitung welcher Umsatz erzielt worden sei (d.h. welche Menge Güter 
von wo nach wo für welches Entgelt transportiert worden sei). 
Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig; das Finanzamt hat die Revision 
eingelegt. 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310153/
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ZUM SEMINAR 

Fundstelle 
Finanzgericht Düsseldorf, Urteile vom 12. Mai 2023 (3 K 1940/17 F und 3 K 70/18 
F), siehe den Newsletter Juli/August 2023 des Finanzgerichts; die Revisionen 
sind beim BFH unter den Az. I R 37/23 und I R 38/23 anhängig. 
 

Business Meldungen 
 
Russland setzt DBAs mit „unfreundlichen“ Staaten aus 
  
Am 8.8.2023 wurde ein Präsidialdekret veröffentlicht, dem zufolge die 
ausgewählten Regelungen der internationalen Doppelbesteuerungsabkommen 
(DBA) bis „die jeweiligen ausländischen Staaten die Verstöße gegen legitime 
wirtschaftliche und sonstige Interessen der Russischen Föderation beseitigen“, 
ausgesetzt werden müssen. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
MoPeG – Eintragung von Gesellschaften bürgerlichen Rechts im 
Gesellschaftsregister ab dem 01.01.2024 
  
Voraussetzungen, Rechtsfolgen und Bedeutung 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
Wirksamkeit der Wahl der Arbeitnehmervertreter zum Aufsichtsrat einer bisher 
aufsichtsratslosen GmbH – Statusverfahren 
  
Zur Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Transfer Pricing Roadshow 2023 
Verschiedene Standorte, 7.9. bis 
17.10. 2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

https://www.pwc-events.com/transfer-pricing-roadshow
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/3_K_1940_17_F_Urteil_20230512.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/3_K_70_18_F_Urteil_20230512.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/3_K_70_18_F_Urteil_20230512.html
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238923/russland-setzt-dbas-mit-unfreundlichen-staaten-aus/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238920/mopeg-eintragung-von-gesellschaften-buergerlichen-rechts-im-gesellschaftsregister-ab-dem-01.01.2024/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238901/wirksamkeit-der-wahl-der-arbeitnehmervertreter-zum-aufsichtsrat-einer-bisher-aufsichtsratslosen-gmbh-statusverfahren/
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

 

Redaktion  
 
Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 
60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2023 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 

. 
 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
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